Die Zeitung erſcheint 
täglich, 
Vormittags 11 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn⸗ 
und Feſttage. 
e 
b Alle 
reſp. Poſtämter nehmen 
Beſtellung darauf an. 


Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchie 
1 Thlr. 1¼ ſgr. 
= 
Expedition: 
Krautmarkt 12 1053. 


Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. ü 


Im Verlage von Herm. Gottfr. Effenbart's 
No. 296. Mittw 


Bekanntmachung. 


Die Verordnung vom 26. November d. J. über die Aus⸗ 

führung der Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe des 
deutſchen Parlaments ſchreibt vor: 

Unter F. 12: So lange der Grundſatz wegen Aufhebung 
der Abgabenbefreiungen in Bezug auf die Klaſſenſteuer und 
direkte Gemeindeſteuer noch nicht durchgeführt iſt, ſind die zur 
Zeit noch befreiten Perſonen aus dieſem Grunde von der Wahl 
nicht auszuſchließen. f 

Unter §. 17: Die zur Zeit von der Klaſſenſteuer und 
direkten Gemeindeſteuer noch befreiten Perſonen (F. 12.) find 
in diejenige Abtheilung aufzunehmen, welcher ſie angehören, 
wenn die Befreiungen bereits aufgehoben wärenz 

und der §. 5. des zu jener Verordnung ergangenen 
Reglements vom 4. d. M. fügt hinzu: 

Steuerfreie Wähler, welche auf Grund des F. 12 u. 17 
der Verordnung ihr Stimmrecht auszuüben wünſchen, müſſen 


ſich bei der Behörde, welche die Wählerliſte aufſtellt, innerhalb mer wurde um 10%. Uhr eröffnet. 


einer von derſelben feſtzuſetzenden und bekannt zu machenden 


Friſt anmelden und derſelben die Grundlagen der für ſie an⸗ 


zuſtellenden Steuerberechnung angeben. Unterlaſſen ſie die An⸗ 
meldung, ſo werden ſie nicht in die Liſten aufgenommen; ver⸗ Eat, 
miſſton. 


ſäumen ſie es, die Grundlagen der für ſie anzuſtellenden 


Steuerberechnung rechtzeitig anzugeben, fo werden fie in Die> # eine Abänderung der Geſchaftsorduung. Hierauf wird zur Verfaſſungs⸗ 
jenige Abtheilung geſetzt, welche die Behörde für angemeſſen 


erachtet. 


res und der Stamm⸗Mannſchaften der Landwehr, endlich die 


inactiven Militair⸗Perſonen, ſoweit alle ſolche in hieſiger Stadt 


oder in Grünhoff und Kupfermühle wohnhaft ſind „ aufgefor- 
dert, bis zum 22. Dezember d. J. einſchließlich, 


den Nachmittagsſtunden von 3 bis 5 Uhr, 
entweder ſchriftlich oder mündlich auf unſerer Regiſtratur an⸗ 
zuzeigen a 
1) ihren Stand und Namen, 
2) das Alter, 
3) die Wohnung, 


berechnet, oder des Wartegeldes, 


treffen. 
Dabei wird bemerkt, daß es Seitens derjenigen Perſonen 


der Landwehr, 


nicht ankommt) nicht bereits ſeit drei Jahren in hieſiger 


Stadt oder in Grünhoff und Kupfermühle ihren feſten Wohnſitz 


haben, der gedachten Anmeldung nicht weiter bedarf, weil der 
Mangel einer jener Eigenſchaften nach der Verordnung vom 


ch, den 19. Dezember 


1849. 


2 


26. November d. J. von der Berechtigung zur Mitwahl über⸗ 
haupt ausſchließt. Stettin, den 15. Dezember 1849. 
Der Magiſtrat. a 


Berlin, vom 18. Dezember. M 
Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, den bisherigen 
Ingquiſitoriats⸗Direktor Leonhardt und den bisherigen Stadtgerichtsrath 
Greiner hierſelbſt zu Appellationsgerichts⸗Rätben; ſo wie die Ober⸗Ge⸗ 
richts⸗Aſſeſſoren Hanſtein, Hertel und Vettin zu Regierungs⸗Räthen 
und Mitgliedern der Konſiſtorien und Provinzial⸗Schul⸗Kollegien reſpektive 
in Magdeburg, Breslau und Stettin, zu ernennen, 
Berlin, vom 19. Dezember. 1250 tun 
Se. Majeſtät der König haben dem Kaiſerlich öſterreichiſchen Oberſt⸗ 
Hofmeiſter Fürſten Karl von Liechtenſtein dem Schwarzen Adler⸗ 


Orden zu verleihen geruht. 


Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht, dem ſchleswig⸗ 


} holſteiniſchen General⸗Stabsarzt, Profeſſor Dr. Stromeger zu Kiel den 
Rothen Adler Orden Ater Klaſſe zu verleihen. 


Deutſchland. 
Berlin, 17. Dezember. Die heutige Sitzung der Erſten Kam⸗ 


Der Präſident der zweiten Kammer 
überſendet die Redaktion der Tit. Il, IV, V. VIll und IX der Verfaſſung 


und zeigt an, daß die Verordnung über die Veränderung des Wahlgeſetzes 


die Genehmigung der zweiten Kammer erhalten habe. 

Ein Antrag des Abg. v. Vin cke, auf Errichtung von „Gemeinde⸗ 
geht nach erfolgter Unterſtützung an die betreffende Com⸗ 
Die Kammer ſchreitet zur Tagesordnung. Der erſte Punkt betrifft 


Reviſton und zwar zu dem Bericht, betreffend diejenigen Beſtimmungen der 


5 17 Il, IV, N und IX und die unter den Rubriken ne und 
& A ! h Bl Uebergangs⸗Beſtimmungen“ enthaltenen Artikel, worin die Beſchlüſſe der 
In Gemäßheit deſſen werden die Herren Geiſtlichen, zweiten Kammer von denen der erſten abweichen, geſchritten. 
Lehrer, ferner die Militair⸗Perſonen des ſtehenden Hee- | 


Im Tit. III. beſteht eine Verſchiedenheit bei Art. 49, bei welchem die 
zweite Kammer die Zuſammenberufung der Wähler und Kammern, nach 
erfolgter Auflöſung einer der Kammern auf 40 und 60, die erſte Kammer 
auf 60 und 90 Tage angeſetzt hatte. Mit 74 gegen 56 Stimmen wird 


der Beitritt zum Beſchluſſe der zweiten Kammer angenommen. Die 
Herren Miniſter ſtimmen mit Nein. 8 


in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 Uhr, und in | 77, 78, 83 und 84, 


Im Tit. V a eine Verſchiedenheit bei den Art, 60, 67, 68, 69, 


Bei Art. 60 liegt die Differenz in dem aus dem Art. 105 aufgenom- 
menen bekannten Zuſatze. 


Bei der Abſtimmung wird zunächſt angenommen, nach dem Beſchluſſe 


6 her zweiten Kammer einen beſonderen Artikel über den Differenzpunkt hin⸗ 


er Art. 60 einzufügen. R ’ 
Die zweite Frage, ob die Worte „Geſetze oder“ in dem vierten Ali⸗ 


nea des Artikels geſtrichen werden ſollen, wird einſtimmig ange⸗ 
4) die Summe des Einkommens aus dem Amte nach Gelde 


nommen. 
Hierauf kommt der ganze Zuſatz, welcher den Kammern das Recht 


ö überträgt, über die Gültigkeit der ohne Mitwirkung der Kammern erlaſſe⸗ 


widrigenfalls ſie die oben aufgeführten geſetzlichen Nachtheile fiimmen 50, gegen die Streichung 60. 


nen Verordnungen zu entſcheiden, zur Abſtimmung. Für die Streichung 


Die Kammer iſt demnach dem Beſchluſſe der zweiten Kam⸗ 


mer nicht beigetreten. 
der erwähnten Stände, welche nicht das 25ſte Lebensjahr zu- 
rückgelegt haben, nicht 200 Thlr. oder darüber an jährlichem 
Einkommen beziehen (denn von einem geringeren Amts- oder 
Penſions⸗ Einkommen wird hierorts überhaupt keine direkte 
Communalſteuer entrichtet) und (mit Ausnahme der Militair⸗ 
Perſonen des ſtehenden Heeres und der Stamm⸗Mannſchaften 
bei welchen es auf die Zeit des Aufenthaltes 


Die letzte Frage, ob der dritte und vierte Abſatz der Faſſung der er⸗ 
ſten Kammer für untrennbar zu erklären iſt, wird verneint. 

Art. 67 handelt von dem Wahlrecht des Militairs. — Die Kam⸗ 
mer lehnt die Faſſung der zweiten Kammer ab. Die Miniſter ſtim⸗ 
men dafür. 2 

Bei Art. 68 und 69 wird die Faſſung der zweiten Kammer ange- 
nommen. 

Bei Art. 77 betrifft die Differenz den Zuſatz: „Dieſe Koſten (der 
Stellvertretung bei Beamten, bei deren Eintritt in die Kammer) dürfen 
den Betrag der den Abgeordneten zuſtehenden Diäten nicht überſteigen.“ 
Mit 125 gegen 11 Stimmen wird der Zuſatz, gegen den Beſchluß der 
zweiten Kammer, beibehalten. 

Eine andere kleine Differenz wird durch Annahme des Beſchluſſes der 
zweiten Kammer beſeitigt. f 5 

Bei Art. 78 hat die erste Kammer es der Geſchäftsordnung über⸗ 


laſſen, unter welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen ſtattfinden kön⸗ 
nen. Bei der Abſtimmung tritt die Kammer dem Beſchluſſe der zweiten 
Kammer bei. * : 

Ebenſo bei Art. 83 und 84. In dem Letzteren ſollten nach dem 
früheren Beſchluſſe der Kammer, diejenigen Mitglieder der zweiten Kam⸗ 
bab keine Diäten erhalten, welche ihren Wohnſitz am Sitze der Kammern 

aben. 
Bei dem Tit. VIII., von den Finanzen, beſtehen Differenzen bei den Art. 
9g, 99 und 108. Bei der Frage, ob die Kammer den Beſchlüſſen der 
zweiten Kammer beitreten oder bei den ihrigen verbleiben will, ſtimmten 
mit Ja 7, mit Nein 131. Die Kammer iſt alſo bei ihren frühe⸗ 
ren Beſchlüſſen geblieben, 

Bei Art. 100, welcher von der Reviſion der Steuer⸗Geſetzgebung 
Handelt, hatte die erſte Kammer einen Zuſatz gemacht, nach welchem jede 
Bevorzugung, „vorbehaltlich der Entſchädigungsfrage,“ abgeſchafft werden 
ſolle. Mit 74 gegen 62 Stimmen wird der Zuſatz geſtrichen. 

Bei dem Art. 104, von der Kreis-, Bezirks- und Provinzial⸗Ordnung, 
tritt die Kammer den Beſchluſſen der zweiten Kammer bei. 

Hiermit iſt die Verfaſſungs⸗Reviſion beendet. 

Die Kammer geht hierauf zur Berathung der Kreis-, Bezirks⸗ und 
Provinzial⸗Ordnung über. Schluß 3 Uhr. 

Berlin, 17. Dezember. In der heutigen Sitzung der zweiten 
Kam mer legt der Miniſter des Innern zunächſt eine Denkſchrift über die 
Poſener Angelegenheiten vor, in welcher die Genehmigung zum Eintritt 
der noch nicht zum deutſchen Bunde gehörigen Landestheile, in denſelben 
verlangt wird. f 

Die Publikationsformel zur Verfaſſung wird dem Commiſſionsantrage 
gemäß angenommen. . 

Ueber den Antrag des Abg. Zoltowski, die Wahlen zum Reichstage 
nicht im Großherzogthum Poſen vornehmen zu laſſen, wird zur Tagesord⸗ 
nung übergegangen. Schluß der Sitzung 2½ Uhr. 

Berlin, 17. Dezember. Die Verfaffungs-Commiffion der zweiten 
Kammer hat 199 8 über die differirenden Beſchlüſſe zu den Titeln I., II., 
VI. und VII. der Verfaſſung Bericht erſtattet. Hinſichtlich der noch beſte⸗ 
henden Differenzen in dem Abſchnitt über Kirche und Schule empfiehlt die 
Commiſſion den Beitritt zu den Beſchlüſſen der erſten Kammer. Der con- 
feſſionelle Charakter der Volfsſchule und die Leitung des Religionsunter⸗ 
richts in derſelben durch Geiſtliche ſollen alſo gewahrt bleiben. Dagegen 
beſteht die Commiſſion auf unentgeltliche Ertheilung des Unterrichts in der 
öffentlichen Volksſchule, während die erſte Kammer nur den Kindern unbe⸗ 
mittelter Eltern den „als geſetzlich nothwendig angeordneten“ Unterricht 
unentgeltlich ertheilt wiſſen will. Ebenſo will die Commiſſion Aufrechter⸗ 
haltung des Beſchluſſes zu Art. 40: unentgeltliche Aufhebung der Gerichts⸗ 
herrlichkeit, der gutsherrlichen Polizei und obrigkeitlichen Gewalt der 
Grundherren, ſo wie der gewiſſen Grundſtücken zuſtehenden Hoheitsrechte, 
„Privilegien“, wogegen die Erſte Kammer ohne, Entſchädigung aufgehoben 
hat nur „die Gerichtsherrlichkeit und die grundherrliche Polizei ſammt den 
aus dieſen Rechten fließenden Befugniffen, Exemtionen und Abgaben.“ In 
Art. 93 überweiſt die Verfaſſung alle Preßvergehen ohne Ausnahme den 
Schwurgerichten; die Erſte Kammer will einem künftigen Geſetz Ausnahmen 
von dieſer Regel ohne Beſchränkung vorbehalten wiſſen; die Zweite ſetzt 
für ſolche Ausnahmen eine Schranke, indem ſie ſolche nur „wegen Gering⸗ 
fügigkeit der Strafen“ zuläßt. Die Commiſſion empfiehlt hieran feſtzu⸗ 
halten. Endlich ſchlägt die Commiſſion zu Art. 95 vor, an dem Beſchluſſe, 
daß zur Verfolgung von Beamten, die durch Ueberſchreitung ihrer Amts⸗ 
befugniſſe Rechtsverletzungen begangen haben, eine vorgängige Genehmigung 
der Behörde nicht erfordert werden darf, feſtzuhalten. — Die Reviſion 
der Verfaſſung iſt demnach beendet. (C. Z.) 


Berlin, 17. Dezember. Durch die Ablöſung der Abgaben und Lei⸗ 
ſtungen von Grundſtücken zum 18fachen reſp. 20 fachen Betrage wird Nie⸗ 
mand härter betroffen, als Kirchen, Pfarren, Küſtereien und milde Stif⸗ 
tungen. Es hat ſich daher der Abgeordnete des Kreiſes Königsberg i. d. 
N., Superintendent Bieck aus Cuſtrin, veranlaßt geſehen, folgende Er⸗ 
fügt it abzugeben, die dem ſtenograph. Berichte vom 5. Dezember beige⸗ 
ügt iſt: i f 
Die zweite Kammer hat in der Sitzung vom 1. Dezember die SS. 
64 und 65, erſteren mit einer unweſentlichen Abänderung angenommen 
und jedes zu Gunſten der Kirchen, Pfarren, Küſtereien und milden Stif⸗ 
tungen eingebrachte Amendement abgelehnt. Durch dieſen Beſchluß wer⸗ 
den die genannten Inſtitute um einen bedeutenden Theil ihres Einkom⸗ 
mens verkürzt. 

Ich ſehe hierin nicht nur eine Verletzung des Art. 12. der Ver⸗ 
faſſung, ſondern überhaupt einen durch nichts begründeten Akt der Unge- 
rechtigkeit, weshalb ich mich verpflichtet fühle, hiermit ausdrücklich zu er⸗ 


klären: 

daß ich den Beſchlüſſen über §. 64 und 65 des Geſetzes wegen 
Ablöſung der Reallaſten, ſo weit ſie Kirchen, Pfarren, Küftereien 
und milde Stiftungen betreffen, nicht zuſtimmen kann. (N. P. Z.) 
— Die P. C. enthält Folgendes: Die bevorſtehenden Wahlen zum 
deutſchen Reichstage enthalten für diejenigen, welche das Werk der deut⸗ 
ſchen Einigung auf Grundlage des Bündniſſes vom 26. Mai d. J. er⸗ 
ſtreben, die Aufforderung, ſich näher zuſammen zu ſchließen und zum ge⸗ 
meinſamen Wirken ſich zu vereinen. Die Unterzeichneten, von politiſchen 
Freunden vielfach dazu aufgefordert, haben ſich entſchloſſen, zu einem all⸗ 
gemeinen Wahlausſchuſſe für Preußen zuſammen zu treten, um einen Mit⸗ 
telpunkt für die Wahlangelegenheit darzubieten. Zunächſt für Preußen be⸗ 
ſtimmt, wird der Ausſchuß auf die Bildung beſonderer Wahlausſchüſſe in 
den Provinzen und den einzelnen Wahlbezirken hinwirken, und mit dieſen 
gemeinſam thätig fein; er wird es aber nicht unterlaſſen, auch mit den 
politiſchen Freunden in den anderen deutſchen Staaten, welche den Reichs⸗ 
tag beſchicken, eine Verbindung herzuſtellen. Die einzelnen Mitglieder des 
Ausſchuſſes werden Mittheilungen in der Angelegenheit der Reichstags⸗ 
wahlen bereitwillig entgegennehmen, im Allgemeinen aber haben die Un⸗ 
terzeichnete von Brünneck, Duncker, Fr. Harkort, Goltdammer, Simſon, 
Graf Schwerin, M. Veit, die Beſorgung der Correſpondenz des Aus⸗ 
ſchuſſes übernommen, und bitten wir daher unſere politiſchen Freunde, an 

ſie vorzugsweiſe ſich zu wenden, 
A. b. Auerswald. v. Ammon. v. Arnim (Neuwied). v. Bardeleben. 
v. Baſſewitz. v. Brünneck. Baumſtark. G. Beſeler. Brockhauſen. 
v. Bockum⸗Dolffs. v. Borries. v. Beughem. v. Beckerath. Otto 


Camphauſen. Lud. Camphauſen. Dahlmann. Duncker. Dohrn. Erb⸗ 
reich. v. Ende. v. Frantzius. Fubel. v. Gordon. Groddeck. Geß⸗ 
ler. Goltdammer. Gellern. Heſſe (Brilon). Hermann (Schönebeck), 
Harkort. v. Hilgers (Coblenz). Kette. Knorr. Lenſing. v. Leipziger. 
Lautz. Oeſtermann. Müller (Siegen). Maetzke. Milde. v. Patow. 
Riedel. Robe. Simſon. v. Saucken⸗Julienfelde. v. Sanden. v. 
Schlotheim. Graf Schwerin. v. Tepper. Tamnau. Techow. Ulfert. 
v. Viebahn. v. Veltheim. v. Vinke (Olbendorf). M. Veit. v. Witt⸗ 
genſtein. Wachler. \ 


Berlin, 17. Dezember. Die conſervative Partei in Deutſchland hat 
dringende Veranlaſſung, ſtark, einig und thatkraftig aufzutreten. Wie ſie 
in der Frankfurter, in der Berliner Nationalverſammlung, in den erſten 
preußiſchen Kammern zuſammengehalten hat, ſo darf ſie auch heute nicht 
vergeſſen, daß die Erhaltung, der Aufbau des Staates uach ſeinen tiefen 
Erſchütterungen ihr gemeinſames Streben war und ferner ſein wird. Die 
Demokratie zog ſich vom Bau zurück, als man ihr nicht zuließ, die Grund⸗ 
lagen noch weiter zu unterwühlen. Glauben wir nicht, daß wir nach 
ihrem Abzug vor ihren Maſchinationen ſicher find, daß die Bauleute ſich 
nun veruneinigen dürfen. Alle Kraft iſt anzuwenden, um der Zwietracht 
im eigenen Lager zu ſteuern, um das Anſehen und das Vertrauen zur 
konſervativen Partei im Volke zu heben, um den preußiſchen und deutſchen 
Verfaſſungsbau unter Dach zu bringen. Wir ſehen, was die gegnerifche 
Partei trotz ihres Abzugs vermocht hat. Sie nährt daheim die Unzufrie⸗ 
denheit im Lande, ſie lebt von der Schwäche und dem Unfrieden im Hauſe 
der konſervativen Partei, ſie untergräbt die Theilnahme des Volkes an 
den Anſtrengungen der Kammern, ſie agitirt für das Nichtwählen zum 
Reichstage. Von jeher war fie nur fähig zu verneinen, aber unfer Voll 
iſt noch vielfach in der Stimmung, um Luft an dieſem Gejchäft zu finden, 
oder nach langer Taͤuſchung und Abſpannung in Gleichgültigkeit zu verſin⸗ 
ken. An dieſer aber findet heute die demokratiſche Partei einen eben fo 
hülfreichen Bundesgenoſſen, wie ſonſt am Fanatismus der Unwiſſenden. 
Noch Schlimmeres hat fie in den kleinern Staaten Deutſchlands ange 
richtet, ſie hat deren Kraft gebrochen und entreißt ihnen das letzte Mittel 
in einem größeren Ganzen wieder zu Kraft zu kommen. Hier betreibt ſie 
den Bruch feierlicher Zuſagen, dort mahnt ſie von der Wahl zum Reichs⸗ 
tag ab. Auf alle Weiſe wird ſie die Früchte des Reichstags zu verküm⸗ 
mern, ſeinen Credit zu untergraben ſuchen. Mit aller Gewalt treibt ſie 
zwei Königreiche unter die eigennützige Scheinherrſchaft Oeſterreichs. Die 
Gefahren Seitens der Demokratie ſcheinen uns heute größer als damals, 
wo fie im ſchwindelnden Hochmuth nach der Gewalt greifen zu können 
glaubte, wir halten dafür, daß im Angeſichte dieſer Gefahren, zur Verei ⸗ 
telung der Machinationen der Gegner, die konſervative Partei ihre ver⸗ 
einigte, concentrirte Kraft aufzubieten und der gefährlichen Paſſivität der 
andern Partei gegenüber, eine um ſo fruchtbarere Aktivität in den Kam⸗ 
mern, wie im Volke zu entwickeln hat. Trotz der verſchiedenen Richtun⸗ 
gen, die Platz gegriffen haben, iſt doch die konſervative Partei noch heute 
in der gemeinſamen Arbeit vereinigt; mit gleich redlichem Eifer ſchaffen 
ihre Fraktionen an der Verfaſſung und Geſetzgebung und begleiten die 
deutſche Sache mit ſteigendem Intereſſe; ſie alle erkennen ihren Gegner 
in der Partei, die nicht mit ihnen arbeiten, die der Aufgabe poſitiver 
Schöpfungen ſich entziehen wollte. Heute ſind wir in der preußiſchen und 
deutſchen Sache zu einem Punkt gelangt, wo unſere höchſte Anſtrengung 
erfordert wird; zeigen wir Muth, Einigkeit und den Sinn redlichen Fort⸗ 
ſchritts! a (P. C.) 

— Es iſt eine alte Klage der größeren Stadt⸗Communen im Staat, 
daß durch das Geſetz vom 31. Dezember 1842 über die Aufnahme neu⸗ 
anziehender Perſonen die Armenpflege zu einer unerſchwinglichen Höhe an⸗ 
wachſe. Nach dieſem Geſetz erwirbt nämlich jeder Neuanziehende ſchon 
nach 3 Jahren Domizil und damit Anſpruch auf Armenpflege. Da nun 
die Städte überall eine größere Anziehungskraft gegen das Land üben al 
umgekehrt, ſo folgt daraus, daß erſtere mit einer Menge beſitzloſer Ar 
kömmlinge überſchwemmt werden, welche oft nach wenig Jahren von del 
Armenpflege ihre Exiſtenz verlangen. Nirgends find dieſe Uebelſtände 
drückender geworden, als in Berlin. Die Hauptſtadt des Landes als ſolche 
mit ihren kauſend verſchiedenartigen Erwerbsquellen hat für den ganzen 
Staat, namentlich ſeine beſitzloſe und bewegliche Bevölkerung einen Reiz, 
deſſen Befriedigung um ſo leichter iſt, je mehr das überall hin ausge 
ſpannte Eiſenbahnnetz die Communication befördert. So hat Berlin ſeit 
8 Jahren einen Zuwachs des dürftigen Theiles ſeiner Bevölkerung erhalten, 
der ins Enorme geht und der in konſequenter Fortentwicklung das ganze 
ſtädtiſche Budget zu untergraben droht. Es iſt nicht übertrieben, wenn 
man behauptet, daß der beſitzloſe Theil unſerer Bevölkerung im weiteren 
Sinne, theils durch die wirkliche Armenpflege, namentlich die Armenkran⸗ 
kenpflege, theils durch das Armenſchulweſen, endlich auch durch Arbeiten, 
die eigentlich nur der Beſchäftigung wegen unternommen werden, weit 
über eine Million abſorbirt. So wurden, um nur einen Poſten auf⸗ 
zuſtellen, im Jahre 1845 blos für Armenarzeneien 23,207 Thlr. 10 Sgr. 
6 Pf. verausgabt und im Jahr 1847 31,261 Thlr. 10 Sgr. 5 Pf. Daß 
unter dieſen Anforderungen alle gegenwärtigen Steuern nicht zureichen füne 
nen, daß, wie allgemein verlautet, die ſtädtiſchen Finanzen in einer Lage 
ſind, welche neue Hülfsquellen unerläßlich macht, daß endlich an eine Auf⸗ 
hebung beſtehender, obwohl nur vorübergehend eingeführter Steuern, 
wie der Miethsſteuer, vollends nicht zu denken iſt — Alles dies liegt au 
der Hand. Dem Vernehmen nach denkt man jetzt daran, dem Uebel durch 
eine Modifikation des Geſetzes vom 31. Dez. 1842 etwas radikaler zu be⸗ 
gegnen, als durch neue Auflagen geſchehen konnte, die ebenfalls unzuret⸗ 
chend bleiben müßten. Die Schwierigkeit liegt hier nur darin, ein ſolches 
Auskunftsmittel zu treffen, welches auf der einen Seite einem unerträg⸗ 
lichen Uebelſtande abhilft, ohne auf der andern die freie Bewegung im 
Lande unnöthig zu beeinträchtigen. Dem Vernehmen nach glaubt man 
Seitens der Skadtbehörde in Folgendem einen richtigen Mittelweg gefunden 
zu haben. Es würde nach erfolgter Einigung beider Körperſchaften a 
ankommen, bei der Staatsregierung zu beantragen, daß der H. 2. ar 
obigen Geſetzes folgendermaßen deklarirt würde: Es wird das Dom, 
nicht mehr durch bloßen dreijährigen Aufenthalt, ſondern nur durch 6075 
drückliche Verleihung erworben und bleibt es bis jetzt jeder Commune Ne 
geſtellt, die Neuangehenden unter eintretender Erwerbsloſigkeit in 1190 
Heimathg- Commune zurückzuſenden, woſelbſt die Aufnahmeverpflich 5 
ſtehen bleibt. Hierbei ſoll indeß verſchiedener Anſicht | 
jene Beſtimmung generell für alle Neuanziehenden oder nur für alle 
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jeni n zu treffen ſei, welche leider eine gewiſſe Präſumtion der 
ie ſich (ar als Dienſtboten, Handarbeiter und Geſellen. 
Das letztere könnte als nur theilweiſe Beſchränkung der allgemeinen vor⸗ 
zuziehen ſein, falls man nicht annimmt, daß in jener nur theilweiſen Be⸗ 
ſchränkung auch zugleich wieder eine Zurückſetzung, der Betroffenen liegt, 
welche bisber zu vermeiden iſt. Wahrſcheinlich wird dieſe Angelegenheit 
ganz ehrlich in Form einer Petition befördert werden, wie es bereits hin⸗ 
ſichtlich der Aufrechthaltung der Städteordnung von 1808 geſchehen iſt und 
hinſichtlich der Beibehaltung der Schlacht⸗ und Mahlſteuer . off 3. 


erlin, 17. Dezember. Dem Vernehmen nach hat ſich jetzt auch 
Lubeck mit ſeinem Militair-Contingent angeſchloſſen. In Folge des An- 
ſchluſſes von Braunſchweig ſollen in Zukunft die Braunſchweigiſchen Offi⸗ 
ziere ibre Ausbildung in den preußiſchen Militairerziehungs⸗Anſtalten er- 
halten. N i l “ 9 
— Wie wir hören, iſt bereits am 12. d. M. die Antwort auf die 
ſogenannte We Verwahrung in Bezug auf den Reichstag von Berlin 
abgegangen. Es wird uns verſichert, die Sprache ſei gemäßigt, doch habe 
die preußiſche Regierung entſchieden ſich das Recht gewahrt, in dieſer ihrer 
deutſchen Politik frei und ungehindert vorzuſchreiten. Die Gefahren, auf 
welche Oeſterreich, als aus der Berufung des Reichstages entſpringend, 
hinweiſt, verſichert die preußiſche Regierung wohl zu kennen, aber auch 
entſchloſſen zu fein, eintretenden Falls ihnen mit größter Energie entgegen 
zu treten, und ein Recht zu haben, ihre Bewältigung zu hoffen. Schließ- 
lich ſoll die Regierung noch den Wunſch ausgeſprochen oder angedeutet 
haben, daß dies das letzte Wort in dieſer Angelegenheit ſein aber: 


— Die däniſchen Bevollmächtigten, die Herren v. Pechlin, v. Rheedtz 
und der e Na Scheel ſind hier eingetroffen. Da die Baſis, 
auf welcher Dänemark den Frieden errichten will, weſentlich abweicht von 
der, welche die preußiſche Regierung bereits vornehmlich in 77 auf un 
deutſchen Bund aufgeſtellt hat, ſo darf man geſpaunt ſein auf die Er⸗ 
öffnungen däniſcher Seits Noch haben wir die Hoffnung nicht aufgege⸗ 
ben, daß es der Einſicht und Energie des Herrn von Schleinitz gelingen 
werde, den für beide Theile fo unumgänglich nothwendigen Frieden herbei⸗ 
zuführen. (N. P. Z.) N 

Berlin, 16. Dezember. Die ganze Verdächtigungsluſt gegen die 
Schleswig⸗Holſteiner hat ſich in neuſter Zeit auf die Behauptung gewor⸗ 
fen, es werde vermöge heimlicher Rüſtungen in Holſtein eine Razzia vor⸗ 
bereitet. Herr Tilliſch, wenn anders das von der Times veröffentlichte 
famoſe Aktenſtück in der That authentiſch fein ſollte, ſieht ſich, als das 
erſte Opfer des über das unglückliche Schleswig hereinbrechenden Betlehe · 
mitiſchen Kindesmordes, ſchon in feinem Blute ſchwimmen. Man träumt 
von Filzſchuhen für die Pferde, um damit über die beeiften Belte zu lau⸗ 
fen, — warum nicht lieber gleich norwegiſche Schlittſchuhläufergarden! 
Bei der bekannten Geſchicklichkeit der Dänen, Alles zu ihrem Vortheil 
auszubeuten, wird es Pflicht der deutſchen Preſſe, ſolchen unſinnigen Ge⸗ 
rüchten zur Steuer der Wahrheit entgegenzutreten. Wir theilen zu dieſem 
Ende nachfolgenden, offenbar aus „guter Quelle“ kommenden Artikel des 
„Altonaer Mercur“, d. d. Kiel den 11. Dezember, mit: ' 

„Aus Hadersleben iſt in öffentlichen Blättern berichtet worden, daß 
am 6. d. M. die permittirte Mannſchaft von Stadt und Umgegend zur 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Armee abgegangen ſei. Es hat feine Richtigkeit, 
daß einzelne permittirte ſchleswig⸗holſteiniſche Soldaten aus Nordſchleswig 
unaufgefordert wieder ſich geſtellt haben, theils aus Neigung zum 
aktiven Dienſt, theils wohl auch aus Beſorgniß, däniſchen Plackereien aus⸗ 
geſetzt zu ſein. Eine Einberufung der Beurlaubten zum Dienſt hat aber 
bisher nicht nur ſtattgefunden, ſondern es ſoll im Gegentheil, wie wir 
vernehmen, auf Permittirung in größerem Maaße Bedacht genommen 
werden.“ | (C. Z.) 


Königsberg, 14. Dezember. Aus Inſterburg geht folgende Nach⸗ 
richt aus den gegenwärtig dort ſtattfindenden Schwurgerichtsſitzungen hier 
ein. Der wegen Mord, vorſätzlicher Brandſtiftung und Betruges ange⸗ 
klagte Gutsbeſitzer Kammer iſt, nachdem die Geſchwornen einſtimmig ihr 
Urtheil dahin abgaben, daß der Angeklagte 1) Schuldig, den Schuhmacher 
Podreweit aus Gewinnſucht ermordet zu haben, 2) Schuldig, ſein Eigen⸗ 
thum in Brand geſteckt zu haben, um dadurch die Feuerſozietät zu betrü⸗ 
gen, 3) Schuldig, des Ermordeten Geld veruntreut zu haben, — zur To⸗ 
desſtrafe durch das Rad, von unten nach oben, und zu einer Geldſtrafe 
von 880 Thlr. verurtheilt worden. 


Königsberg, 15. Dezember. In Nr. 290 der Voſſiſchen Ztg., be⸗ 
findet ſich eine Privatmittheilung aus Königsberg, nach der bei den Ver⸗ 
handlungen der Jakobyſchen Anklage am Sten d. Mts. vor dem Eingange 
des Sitzungslokales tumultuarifhe Auftritte ſtattgefunden haben, 
Wie ich aus zuverläſſiger Quelle berichten kann, haben dergleichen Auf⸗ 
tritte nicht ſtattgefunden, ſich auch nicht tauſend, ſondern etwa 3⸗ bis 400 
Perſonen vor dem Schwurgerichtslokale eingefunden, von denen zwei ange⸗ 
trunkene Studenten und ein Handwerker wegen pöbelhaften Betragens ver⸗ 
haftet wurden. Noch immer iſt die hieſige Bürgerwehr im Beſitze der 
Waffen des Staates und, wie man hört, hat der Herr Oberpräſident erſt 
jetzt den Magiſtrat aufgefordert, binnen vier Wochen die Gewehre abzu⸗ 
liefern, nachdem das General⸗Commando dieſerhalb verſchiedene Anforde⸗ 
rungen erlaſſen hatte. — Das Durcheiſen der Schiffe durch das über 5 
Meilen lange Haff, welches von 200 Mann mit einem Koſtenaufwande 
von eirea 3000 Thalern unternommen werden ſollte, wird wahrſcheinlich 
der eingetretenen Kälte wegen unterbleiben. ) 


„Königsberg, 15. Dezember. Es haben ſich hier im Orte bereits 
zwei Vereine für die innere Miſſion gebildet. Nachdem der erſte auf Ver⸗ 
anlaſſung und unter hauptſächlichſter Mitwirkung des Pfarrers Dr. Weiß 
ins Leben getreten war, hat ſich am 5. Dezember ein zweiter Verein unter 
den Geiſtlichen der hieſigen altſtädtiſchen Kirche, Archidiakonus Laudien 
und Dr. Heinel gebildet, der zunächſt dieſen 1 0 1 0 1 5 ſoll. 

ef. 


* * 


+ 


Poſen, 13. Dezember. Unter einem immenſen Zudrange begann 
heute der Krauthoferſche Prozeß; zum Theil aus weiter Ferne wa⸗ 
ren namentlich Polen hierher geeilt, um dieſem Prozeß, der ein Miniatur⸗ 
gemälde der ganzen vorjährigen Polniſchen Revolution zu geben verſpricht, 
beizuwohnen. Nachdem um 9 Uhr der Präſident Jeiſek die Sitzung für 
eröffnet erklärt, ergreift ſofort der Angeklagte das Wort und verlangt in 


kation mit 91 gegen 40 Stimmen angenommen worden. 


polniſcher Sprache, daß bei der Verhandlung des ganzes Prozeſſes nur 
eine Sprache zur Anwendung kommen möge, er ſei Pole und fordere da⸗ 
her, daß alles Polniſch verhandelt werde; ein Recht zu dieſer Forderung 
gewährten ihm die Patente und Verordnungen von 1815 und 17. Der 
Staatsanwalt Knebel proteſtirt hiergegen. Der Gerichtshof entſcheidet: 
daß in dieſer Sache vorzugsweife die Polniſche, und nur nebenher nach 


Bedürfniß die Deutſche Sprache zur Anwendung kommen ſolle; in Folge 


deſſen der Präſident von da ab faſt ausſchließlich Polniſch ſpricht. Eine 
zweite Forderung des Angeklagten, nur Geſchworene zuzulaſſen, die Pol- 
niſch verſtänden, wird zurückgewieſen. Die Verhandlung wird muthmaßlich 
mehre Tage in Anſpruch nehmen. C. Z.) 
Beuthen a. d. O., 12. Dezember. Heute bald nach Mittag rückte 
die für unſeren Ort beſtimmte 2. Eskadron königl. 4. Dragoner⸗Regiments, 
das bisher Deutz bei Köln zur Friedensgarniſon hatte, unter Kommando 
des Rittmeiſters von Waldow, bei einer Kälte von 15 Grad hier ein. — 
Das Regiment hat ſeit dem 2. November d. J. einen Marſch von 105 
Meilen gemacht; es hatte namentlich in der letzteren Zeit durch die ſtrenge 
Kälte ſehr gelitten. 5 Sch 

Erfurt, 15. Dezember. Die von Berlin hier anweſende Come 
miſſion zur Ermittelung eines geeigneten Lokals für die Sitzungen der 
Reichsverſammlung hat ſich für die evangeliſche Auguſtiner Kirche darum 
ſehr ungünſtig ausgeſprochen, weil in den Räumen des angrenzenden Mar⸗ 
tinsſtifts und Waiſenhauſes die nöthigen Zimmer für die einzelnen Kom⸗ 
miſſionen und Sekretariate beſchafft werden können. (Erf. Ztg.) 

Naumburg, 12. Dezember. Von dem hieſigen Schwurgerichte 
ward am 29. v. M. ein Mafeſtätsbeleidiger wegen Unzurechnungsfähigkeit 
freigeſprochen. — An demſelben Tage wurde aber noch ein Steuerver⸗ 
weigerer verurtheilt, nämlich der Kaufmann Gebauer in Eee 


* „ 


(M. C.) 

Aus dem Wupperthale, 15. Dezember. Gegen den Oberbür⸗ 
ermeiſter von Elberfeld, Herrn v. Carnap, der in Folge des Mai⸗Auf⸗ 
ſtandes von feinem Amte ſuspendirt war, hat ſich Nichts herausgeſtellt, 
was zu einer Beſtrafung Veranlaſſung geben könnte und iſt derſelbe nun 
Seitens des Königlichen Miniſteriums von der wider ihn erhobenen An⸗ 
klage freigeſprochen worden. Man hofft, ihn bald ſeinem Amte wiederge⸗ 
geben zu ſehen. — Die Wahl des neuen Gemeinderaths wird in den letz⸗ 
ten Tagen dieſes Monats ſtattfinden. (D 


Deſtau, 16. Dezbr. Das Herzogliche Häus iſt von einem ſchweren 
Unglücksfalle heimgeſucht worden. In der vergangenen Nacht um 2 Uhr 
iſt Ihre Königliche Hoheit die regierende Frau Herzogin, Friederike, geb. 
Prinzeſſin von Preußen, von einem Schlaganfalle betroffen worden, und 
jetzt, Mittags, iſt der Zuſtand der hohen Kranken noch immer Beſorgniß 
erregend. Die unverkennbarſte, aufrichtigſte Theilnahme ſpricht ſich in allen 
Ständen aus. N 

Abends 7 Uhr. Das ärztliche Bülletin über das Befinden lautet: 
In Beziehung auf die Lähmung iſt durchaus keine Aenderung eingetreten; 
zu einiger Hoffnung berechtigt jedoch noch das ungetrübte Selbſtbewußtſein, 
wenn nicht das zu erwartende Fieber einen hohen Grad von Heftigfeit 
erreicht. (P. St.⸗A.) 

München, 14. Dezember. So eben, Mittags 12%, Uhr, iſt der 
Gefeg-Entwurf über die Juden⸗Emancipation mit der Paurſchen Modift- 
(Münch. 3.) 

Stuttgart, 14. Dezember. In der heutigen Sitzung der verfaffung- 
berathenden Verſammlung wurde über den §. 2 (deutſche Frage) und $.3 
(Amneſtie) der Hauptadreſſe fortberathen. Abg. Reyſcher ermahnte die 
Verſammlung, den geſtrigen Weg der Einigkeit nicht zu verlaſſen, jeden⸗ 
falls aber ſchuell zum Ziele zu kommen. Die Minorität ſei nicht gemeint, 
ohne Weiteres in das Dreikönigsbündniß einzutreten, ſie wolle nur, daß 
mit gleichgeſinnten Regierungen etwas Gemeinſames unternommen werde. 
Durch die Eröffnung der Regierung ſei nichts Neues eingetreten. So viel 
aber ſei gewiß: wenn Oeſterreich ſich nicht anſchließen wolle, fo müſſe 
Deutſchland ohne Oeſterreich konſtituirt werden. Dies ſei die Anſicht der 
Minorität, ſie habe in dieſer Richtung ihren Antrag in dem Gegenentwurf 
geſtellt, und dieſen Antrag müſſe ſie aufrecht erhalten. — Miniſter 
Slayer machte bei dieſer Gelegenheit, nachdem ſich vorher Schweickardt 
über das Wachſen und den vorausſichtlichen Sieg der Demokratie verbrei⸗ 
tet hatte, die merkwürdige Aeußerung, daß er das demokratiſche Prinzip 
als vollkommen berechtigt anerkenne. Man ſolle daſſelbe nicht als Sinn⸗ 
bild der Falſchheit und Hinterliſt gebrauchen.“ (Schweickardt hatte zuvor 
den Ausdruck „Schlange der Demokratie“ gebraucht). — Berichterſtatter 
Mohl ſprach noch ausführlich über die Feſthaltung an den Grundrechten, 
und empfiehlt die Annahme des §. 2 über die deutſche Frage in der Faſ⸗ 
fung der Commiſſion, der auch von der Verſammlung angenommen ward. 


. 


Karlsruhe, 13. Dezember. So eben, 10 Uhr Vormittags, marſchirt 
eine Compagnie des 30. Infanterie⸗Regiments mit klingendem Spiel nach 
der Eiſenbahn. Sie iſt als Exekutions⸗ Kommando nach einem Orte bei 
Bruchſal, Mingolsheim, beordert, woſelbſt in der letzten Zeit wieder fo 


arge Exzeſſe begangen wurden, daß die Polizei nicht mehr im Stande war, 


ihnen vorzubeugen und deshalb ſich veranlaßt ſah, Militair zu requiriren. 
Da wird nun wieder des Geſchreies viel erhoben werden über Einquar⸗ 
tirungslaſt, unerſchwingliche Koſten bei dem ohnehin ſo harten Winter, 
und was noch immer mehr; und wer iſt daran Schuld? Doch wohl nicht 
die Exekutionstruppen, ſondern diejenigen, welche eben nur dann ruhig 
ſind, wenn ſie den Stock vor ſich ſehen. „In der That, wenn man dieſe 
unbegrenzte Rohheit und geiſtige Unfreiheit dieſer Menſchen gewahrt, denen 
nur der Zuchtmeiſter Vernunft beibringen kann, man muß über den Aber⸗ 
witz derer lachen, welche aus ſolchem Holz Republikaner ſchnitzen wollten. 
D 


Frankfurt, 16. Dezember. In der Stadt herſcht 1 55 Bewe⸗ 
gung, da bereits ein Theil des lange herbeigewünſchten Perſonals der 
Bundes⸗Kommiſſion eingetroffen ift, Geſtern Abend langten Herr Bötti⸗ 
cher, in Begleitung der Herren Mathis und Graf v. d. Goltz, und heute 
Morgen von öſterreichiſcher Seite Herr v. Werner, fo wie Mittags Herr 
v. Schönhals hier an. Abends erwartet man die Herren v. Radowitz und 
o, Kübeck. Sämmtliche Herren find einſtweilen in Gaſthöfen abgeſtiegen; 
diejenigen von Preußen im Ruſſiſchen Hofe, die Herren von Oeſterreich 
im Römiſchen Kaiſer. Auch die noch Erwarteten werden in den benannten 
beiden Hotels logiren. — Im Rathe des Erzherzogs wurde heute Morgen 
eine Art von Programm für den Akt der Uebergabe entworfen, demzu⸗ 


folge möglihfte Oeffentlichkeit ſtattfinden würde. Es iſt jedoch ſehr zu 
bezweifeln, daß die beiderſeitigen Kommiſſarien auf dieſe Vorlage ein- 
gehen. N (D. Ref.) 
Flensburg, 13. Dezember. Die „Centralkaſſe“, welche man im⸗ 
mer leer . hat in dieſen Tagen eine Geldſendung — man fagt 
80,000 Mrk. — expedirt. Wohin? Wahrſcheinlich dahin, wohin ſo viele 
Tauſende gefahren. x 
— Die Schweden und Normänner halten ſich reiſefertig und be⸗ 
haupten einſtimmig, daß ihre Abreiſe, über Alſen, nahe bez ehe 


Vom Alſener Sunde, 15. Dezember. Die bei Sonderburg fla- 
tionirte däniſche Kriegsbark Saga mit 12 Kanonen, die ſonſt in einiger 
Entfernung von der Stadt lag, hat jetzt an die Schiffbrücke derſelben ge⸗ 

legt. Die Dänen halten auf allen ſüdlichen Höhen Alſens Tag und Nacht 
treulich Wacht, da fie einen Ueberfall von den Schleswig⸗Holſteinern be- 
fürchten, welche von Kiel ausgehend gerade auf Alſen losſteuern könnten. 
Ein Theil der dänifchen Feld⸗Artillerie iſt aus der Süder⸗ nach der Nor- 
derharde verlegt worden. Die Permittirten des 10ten däniſchen Bataillons 
werden einberufen. T.) 
Oeſterreich. 


Wien, 14. Dezember. Die Staatsverwaltung hat zum Bau 
der Eiſenbahnen von Verona nach Mantua, von Verong nach Pe⸗ 
ſchiera und von Verona nach Südtyrol die Summe von 33 Millionen Fl. 
beſtimmt. | 
\ Die Herzogin von Berry iſt am 12ten d. Mts. mit Königlichem 
Gefolge in Trieſt angekommen, und will ſich vorerſt nach Venedig bege⸗ 
ben. Man fagt aber, die Mutter des Herzogs von Bordeaux wolle ſich 
mehr den Grenzen Frankreichs nähern und eigentlich nach Florenz reiſen. 


2 


5 (D. R. 

Wien, 14. Dezember. Geſtern kam ein langer Zug Czikoſen, un⸗ 
gefähr 600 an der Zahl, im Transporthauſe an. Der Tumult den ſie 
auf den Straßen verurſachten, zeigt Wildgeit und Fanatismus. Ein k. k. 
Stabsoffizier, der dieſes Treiben beobachtete, machte nicht mit Unrecht die 
Bemerkung: „Aus dieſen wird für Oeſterreich kein Huſar mehr.“ — 

Wien, 13. Dezember. Die Luft iſt nicht rein — fo flüftert ſich 
Einer dem Andern zu — und die mannigfaltigſten Gerüchte, noch ver⸗ 
ſtaͤrkt durch den Umſtand, daß die Garniſon der Stadt bedeutend verſtärkt 
und das Militair in den Kaſernen konſignirt wurde, finden Verbreitung 
und Glauben. Man befürchtet nichts Geringeres als einen Staatsſtreich 
und einen Wechſel des Miniſteriums. — Ich kann Sie verſichern, daß 
nicht, wie ſonſt, blos die Kaffeehaus Politiker ſich mit dieſem Gerücht 
beſchäftigten, Leute von bedeutendem Einfluß und hoher Stellung haben 
Aeußerungen fallen laſſen, die zu jenen Befürchtungen berechtigen. In⸗ 

deſſen der Sturm iſt für diesmal beſchwichtigt, und ich kann Ihnen die 
beſtimmte und zuverläſſige Verſicherung geben, daß das gegenwärtige 
Miniſterium im Amte bleibt und ſeine bisherige Politik mit aller Energie 
fortſetzen wird. — Ich gehöre am wenigſten zu ſeinen Bewunderern, aber 
(fein Abtreten würde unter den gegenwartigen Umſtänden ein uner⸗ 
meßliches Unglück für das Land geweſen ſein. — Eben ſo beſtimmt 
iſt, daß die Landesverfaſſungen für die einzelnen Kronländer noch im 
Laufe dieſes Monats erſcheinen und fo. das Verſprechen der Reichsverfaſ⸗ 
fung im §. 83 wenigſtens, ſo weit es möglich iſt, erfüllt werden wird. 

0 (“Conſt. 3.) 

2 ien, 14. Dezember. Auf Antrag des Juſtizminiſters, Herrn von 
Schmerling, iſt das Patent vom 4. Maͤrz 1849 wegen gleichzeiti⸗ 
ger Ausgabe des Reichsgeſetzblattes in allen zehen landes⸗ 
üblichen Sprachen von Sr. Majeſtät dem Raifer abgeändert worden, 
weil es ſich herausgeſtellt hat, daß die Geſetz- Publikation trotz aller Re⸗ 

dacteure und Controlle-Revidenten ungemein darunter leidet und um viele 
Tage, ja oft um Wochen verzögert wird. Die conſequente Durchfuhrung 
des Patentes verhindert ſogar die ſofortige Publikation ſolcher Geſetze und 
Verordnungen, die nur für ein einzelnes Kronland beſtimmt ſind. 


(Conſt. 3.) 

Wien, 15. Dezember. Dem Vernehmen nach iſt an Ferdi⸗ 
nand d'Eſte geſtern zu Brünn am Typhus geſtorben. Die Krankheit hatte 
ſich der Erzherzog durch einen Beſuch im Obrowitzer Militairſpital, wo 
der Typhus ſtark graſſirt, zugezogen. Der Adjutant, der ihn bei jenem 
Beſuche begleitete, iſt bereits auch am Typhus verſchieden und wurde vor⸗ 
geſtern beerdigt. 


Aus Olmütz ſchreibt man, die Nordbahn⸗Direktion habe das Aviſo 
erhalten, ſich zum Transport großer Truppen⸗ btheilungen bereit zu hal⸗ 
ten. Hieran, ſo wie an das Vorrücken der Spitzen unſerer Kolonnen bis 
an die äußerſte Grenze (Peterswaldau) knüpfen ſich fortwährend Gerüchte 
einer bevorſtehenden Occupation Sachſens. Minder glaubwürdig, obſchon 
ſtark verbreitet, erſcheint dasjenige, welches 8000 Mann ruſſiſcher Trup⸗ 
pen zum Armeekorps in Böhmen ſtoßen läßt. 


Frankreich. 

Paris, 15. Dezember. (Sitzung der National⸗Verſammlung.) Mau⸗ 
guin eröffnet die Sitzung mit einem Vortrag gegen die Getraͤnkeſtener. 
Er iſt das erſte Mitglied der Majorität, das ſich entſchieden gegen dieſe 
Steuer ausſpricht. Großes Aufſehen erregt es, als er bei der Beſprechung 
der Mittel, den durch die Abſchaffung der Getränkeſteuer entſtehenden Aus⸗ 
fall von 100 Millionen zu decken, eine Steuer auf die Börſengeſchäfte 
vorſchlägt, die nach ſeiner Berechnung 60 bis 80 Millionen eintragen mu 
und außerdem die gute Seite hat, das unmoraliſche Börſenſpiel zu be⸗ 
ſchränken und mit der Zeit vielleicht ganz aufzuheben. — Die Rede Mau⸗ 
guius, die faſt volle zwei Stunden dauert, erntet den enthuſiaſtiſchen Bei⸗ 
fall der Linken. Nach einer längeren Unterbrechung ergreift Fortoul 
(von der Majorität) für die Gekränkeſteuer das Wort. Er wird häufig 
von dem Ruf: Zum Schluß! unterbrochen. Um 5% Uhr beſteigt der be⸗ 
deutendſte Redner der Linken, Jules Favre, die Tribüne. Ein Theil 
der Majorität verlangt mit Ungeſtüm den Schluß der Verhandlungen. 
Der Präſident läßt über denſelben abſtimmen; allein man ſieht einen Theil 
der äußerſten Rechten ſich mit der Linken erheben, um den Debattenſchluß 
zu verwerfen — ein leiſes Anzeichen, daß die Annahme des Geſetz⸗Ent⸗ 
wurfs der Regierung zur Beibehaltung der Getränkeſteuer keineswegs ge⸗ 
ſichert iſt. Die Diskuſſion wird auf Montag ausgeſetzt. i 

2 Die Sentinelle von Toulon vom 12. meldet: „Mehrere Schiffe 
kind bereit nach Civita⸗Veechia abzugehen, von wo ſie 4000 Mann der 


»franzöſiſchen Garniſon in Rom nach Frankreich zurückbringen werden! 


| 
| 
| 
| 


maßen in Widerſpruch mit feinem amtlichen 


lich und dies aus der Wunde zu 


— Die Dampf-⸗Corvette L Archimede, welche geſtern Morgens 
Havre einlief, brachte abermals 300 begnadigte Juni⸗ en 
Belle⸗Isle zurück. 5 e EIERN . 

Großbritannien. 2 

London, 13. Dezember. Die heutigen Times enthalten ein Schreiben 
aus Conſtantinopel vom 25. November, demzufolge die Differenzen 
zwiſchen der Pforte und Rußland von einer gütlichen Löſung noch weit 
entfernt wären. Im Gegentheil ſcheint die Unbeſtimmtheit und der Mangel 


an präeiſirten Forderungen in den ruſſiſchen Noten darauf hinzudeuten, daß 


Kaiſer Nicolaus nur Zeit gewinnen will, bis er die nöthigen 
Streitkräfte zu einer Invaſion in die Türkei angeſammelt hat. 
So wird es namentlich aus den von Hrn. v. Titoff übergebenen Noten 
nicht klar, ob Rußland die Ausweiſung aller Flüchtlinge fordert, die ſich 
ſeit 1830 auf türkiſchem Boden befinden, oder bloß derjenigen, die nach 
dem ungariſchen Kriege den Schutz der Pforte aufgeſucht haben. Zur 
Ausweifung der letzteren erklärt ſich die Pforte bereit und durch den Ver⸗ 
trag von Kutchuk Kaimardji gebunden. Hr v. Titoff giebt aber darüber 
keine Auskunft, ſondern will neue Vollmachten aus Petersburg abwarten, 
die vor Mitte Dezember unmöglich eintreffen können, wo es dann ſehr 
leicht ſein wird, neue Schwierigkeiten zu erregen und den status quo nach 
Belieben zu verlängern. — Ueber 1000 italieniſche Flüchtlinge halten ſich 
jetzt in der Vorſtadt Pera auf und machen der Regierung viele Unan⸗ 


gelegenheiten. 
Vermiſchte Nachrichten. 


Stettin, 17. Dezember. (pte Sitzung des Schwurgerichts.) Das 
Gericht beſteht aus den früher Genannten. In Stelle des ts 
Herr Wendt. Anwalt Trieſt Vertheidiger. Geſchworne ſind die Herren 


— — — o — = 


Ritter, Nueske, Hildach, Metzenthin, v. Katte, Didier, Krahnſtöver, Fiſcher, 


Paalzow, Wilsnach, Teitge, Parg. 

Der Schuhmachermeiſter Friedr. Aug. Pörſchke von hier, 41 Jahr 
alt, Vater von 3 Kindern, ſchon einmal wegen verletzten Hausrechts mit 
10 Tagen Gefängniß beſtraft, wird beſchuldigt, den Matroſen Faedrow, mit 
welchem er in demſelben Hauſe (Pflugſtraße 83) wohnte, eine Körperver⸗ 
letzung zugefügt und das Hausrecht verletzt zu haben. Pörſchke gerieth am 
21. Februar d. J. mit dem Faedrow in der Küche und Wohnſtube der 
Schillerſchen Eheleute in Streit, der in eine Schlägerei ausartete. Der 
F. behauptet, Pörſchke habe ihm mit einer Reibkeule an den Kopf ober⸗ 
halb des Auges geſchlagen, welcher Schlag möglicherweiſe nach dem Gut- 
achten des Dr. Geletneckg den Tod hätte zur Folge haben können; darauf 
habe er ihn mit einem Meſſer in den Leib geſtoßen, auch mit dem Rücken 
eines Beiles auf die Schulter geſchlagen. Das Atteſt des Dr. Geletneckg 
ſpricht ſich nur dahin aus, daß der Faedrow bei der Beſichtigung eine 
Wunde an der Stirne gehabt, die ſcheinbar von einem Schlage hergerührt 
habe. Darauf gründet ſich die Anklage. 

Auf die an ihn gerichtete Frage erklärt ſich der Pörſchke für nicht 
ſchuldig. Faedrow wiederholt ſeine Anſchuldigung. Die Narbe an der 
Stirne, welche eine Folge des Schlages von Pörſchke ſein ſoll, hat ein 
etwas eigenthumliches Anſehen, das auf ein andres Uebel ſchließen läßt. 
In feinen Reden verwickelt er ſich in Widerſprüche. Der Kreis- Phyſikus 
Dr. Geletnecky wird vernommen. Seine heutigen Ausſagen ſtehen einiger- 
Gutachten. Auf die Auffor⸗ 
derung, ein begründetes Gutachten abzugeben, ob der Schlag lebensgefaͤhr⸗ 
erſehen geweſen ſei, äußert er, wegen der 
chtigung der Wunde nicht möglich ge⸗ 
weſen, im Uebrigen könne der Dr. Mayer, welcher den Faedrow behan⸗ 
delt, genauere Auskunft geben. Dieſer, ſofort vorgeladen, erklärt, die 
Narbe rühre von einer Wunde in Folge eines ſyphilitiſchen Uebels her und 
ſei nichts als ein offenes Kopfgeſchwür geweſen. Der Staatsanwalt thut 
ſogleich dem Zeugenverhöre Einhalt, läßt die Anklage fallen und trägt dar⸗ 
auf an, den Angeklagten für nicht ſchuldig zu erklären; der Rechtsanwal 
Trieſt halt eine weitere Vertheidigung für nicht nöthig. Die Geſchwore⸗ 
nen verneinen die beiden vorgelegten Fragen. Der Gerichtshof ſpricht den 
Pörſchke frei. Einige Zuhörer begingen die Unſchicklichkeit, ein Bravo er⸗ 
ſchallen zu laſſen, welches ihnen der 2 orſitzende ernſtlich verwies. 

Die ganze Anklage hat augenſcheinlich in der Ungenauigkeit des ärzt⸗ 
lichen Atteſtes ihren Grund gehabt; es iſt ſehr zu bedauern, 
willen der Angeklagte wegen einer gewöhnlichen Schlägerei einer langen 
Unterſuchung ausgeſetzt geweſen iſt. 


„Der kühne Griff d 
galt den Kaiſer⸗ und Königs⸗Kronen, 
ſtanden und der verdunkelte Kronen⸗ 
kühne Griff des Jahres 18 49 galt 
er richtet ſich vernichtend gegen Kirche 1 1 i 
und, um ven ſozialen Reigen würdig zu ſchlleßen, reckt der kühne Griff 
des Jahres 1850 bereits lüſtern feine Krallen gegen den beſcheidenern 
Beſitz der ehrbaren Bürger und Bauern. — Aber die Hand, welche den 
Kronen-Raub vernichtend traf, hat auch Blitze gegen Kirchenraub und 
ſchmähliche Eigenthumsverletzung. Noch hütet der Hohenzollern⸗Aar das 
Palladium ſeines Da „Einem Jeden das Seine“ — noch rau⸗ 
ſchen die Flügel der Mühle von Sans ſouei dem Enkel Friedrichs 
des Großen, und aus dem Wogenm 
halbem Formate, ragt ein göttlicher 
„Bis hierher und nicht weiter.“ — ; 

Nur ein kühner Griff erfreute ſich leider feith ö 
ſtändigen Gelingens, es iſt der kühne Griff in die Begriffe von Recht 
und Wahrheit, die, ſonſt ehern und unverrückbar, die Oriflamme eines 
jeden Ehrenmannes, jetzt zu conſtitutionellen und miniſteriellen Doetrineh 
herabgeſunken, pflegſam und biegſam wie Wachs, als offene Kabinets⸗ 
fragen, jeglichem auf der Höhe der Zeit ſch 
ſich anſchmiegen, und behaglich mit Atheismus und 
kettiren. 5 

Doch, wenn auch die Märzuebel fo manches ganze und halbe Hauß 
noch mehr und minder umdüſtern, alle Hirngeſpinnſte moderner Taſchen⸗ 
ſpielerei werden verſchwinden vor dem ſchrillenden Rufe der Weltpojaunf 
„es werde Licht“, und dieſes, den blöden Augen unwillkommene Licht 1 
ſicherlich ſondern die Spreu von dem Weizen, das Unrecht vom Rahe; 
den ganzen und den halben Verrath von der oft verkannten, bitter 9 
ſchmaͤhten und verleugneten, ganzen und ewigen Treue! — 


. 
Hierbei ein Provinzial⸗Anzeig er. 


Geſchwulſt wäre die genaue Beſi 


es Jahres 1848“ 

aber die wankenden Throne wider- 

Glanz ward wieder helle. — Der 
den Grundfeſten der Throne, 

e und größern Grund beſitz, 


Markſtein mit dem Donnerworte: 
— 


er eines nur zu voll⸗ 


Indifferentismus ko⸗ 


daß um deß⸗ 


eere des Verrathes, in ganzem und 


aukelnden Geſetz-Entwurfe 


